
Entschließung der 74. Konferenz der Datenschutzbeauftragten des Bundes 

und der Länder vom 25. bis 26. Oktober 2007 in Saalfeld 

 

Gesetzesinitiative der Bundesregierung zu Auskunfteien und Scoring: 

Nachbesserung bei Auskunfteienregelungen gefordert 

 
Die fortschreitende technologische Entwicklung führt zu immer weitreichenderer Er-
fassung und Verknüpfung von persönlichen Daten und ermöglicht deren Auswertung 
für Kontroll- und Präventionszwecke. In der Privatwirtschaft ist daher ein engma-
schiges Netz verschiedener Auskunftssysteme und branchenübergreifender Zent-
raldateien entstanden, die durch Profilbildung das Verhalten eines jeden Menschen 
ohne dessen Wissen und Wollen abbilden und bewerten können. 
 
Vor diesem Hintergrund begrüßt die Konferenz der Datenschutzbeauftragten des 
Bundes und der Länder, dass das Bundesministerium des Innern endlich damit be-
gonnen hat, die gesetzlichen Regelungen zu den Auskunfteien zu überarbeiten und 
neue Regelungen zum Scoring zu schaffen.  
 
Die vorgesehenen Regelungen zu den Auskunfteien verschlechtern die Rechtsposi-
tion der Betroffenen. Sie tragen dem sich ständig weiter entwickelnden Auskunftei-
markt und den dadurch hervorgerufenen Bedrohungen für das Recht auf informatio-
nelle Selbstbestimmung nicht hinreichend Rechnung. Ziel einer gesetzlichen Rege-
lung muss es sein, den rasant wachsenden, branchenübergreifenden Datenaus-
tausch zu beschränken. Es kann nicht hingenommen werden, dass Auskunfteidiens-
te nur einseitig das Informationsinteresse der angeschlossenen Unternehmen be-
dienen. Sie müssen auch in stärkerem Maße die schutzwürdigen Belange der be-
troffenen Bürgerinnen und Bürgern berücksichtigen. Mit der im Entwurf vorgesehe-
nen Möglichkeit, die Auskunftstätigkeit auf jegliche rechtliche und wirtschaftliche Ri-
siken zu erstrecken, wäre zu befürchten, dass letztlich bei allen vertraglichen Bezie-
hungen – also auch bei Versicherungs- und Arbeitsverträgen – vorab Auskunfteien 
eingeschaltet werden. Damit würden die allgemeinen Vertragsrisiken im Wirtschafts-
leben in nicht mehr angemessener Weise einseitig auf die Kundinnen und Kunden 
verlagert. 
 
Die Konferenz der Datenschutzbeauftragten des Bundes und der Länder fordert den 
Gesetzgeber auf, die Situation der Verbraucherinnen und Verbraucher deutlich zu 
verbessern und mit dem Gesetzesvorhaben einen fairen Ausgleich zwischen den 
Interessen der Wirtschaft und der betroffenen Verbraucherinnen und Verbraucher zu 
schaffen. Die Konferenz hält es für dringend erforderlich, die Auskunfteitätigkeit auf 
kreditorische Risiken zu begrenzen. Zudem fordert die Konferenz, Auskunfteidienste 
branchenspezifisch zu begrenzen. 
 
Der vorgelegte Referentenentwurf eines Gesetzes zur Änderung des Bundesdaten-
schutzgesetzes sieht beim Scoring nun Ansätze für ein transparenteres Verfahren 
für die Betroffenen vor. Es muss jedoch darauf geachtet werden, dass dieser Ansatz 



auch vorbehaltlos umgesetzt wird. Das Scoring, bei dem mittels einer mathematisch-
statistischen Formel das zukünftige vertragstreue Verhalten eines Menschen durch 
einen Zahlenwert ausgedrückt wird, dringt seit Jahren in immer mehr Bereiche des 
Wirtschaftslebens vor. Den Betroffenen wurde jedoch bisher das Wissen darüber, 
wie sich der Scorewert zusammensetzt, vorenthalten. Diese Praxis soll der Gesetz-
entwurf beenden. Die Betroffenen sollen Auskunft darüber erhalten, welche Daten 
mit welcher Gewichtung in den jeweiligen Scorewert eingeflossen sind. Die vorge-
schlagenen Regelungen gehen jedoch noch nicht weit genug. Unbedingt zu strei-
chen ist etwa eine im Entwurf enthaltene Regelung, wonach die Auskunft mit der 
Begründung verweigert werden kann, es würden Geschäftsgeheimnisse offenbart. 


